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Mirtscbattlicbe Nmscbau
Über die finanz - und volkswirtschaftlichen Auswirkun¬

gen der geplanten Besoldungsreform des Reichssinanz-
minlsters ist zur Zeit eine Aussprache im Gange . Dabei
wird darauf hingewiesen, daß zu den Mehrkosten für die
Beamten der Reichsvenvaltung , die der Finanzminister
puf 156 Millionen veranschlagt, die Kosten für die
Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen , ferner für die
Soldaten des Heeres und der Marine hinzukommen,
außerdem aber die Kosten für die Beamten der Länder
und Gemeinden, Post und Eisenbahn und der anderen
öffentlichen Betriebe , und die gesamten Mehraufwendun¬
gen iverden auf 1 Milliarde geschähst . Es ist durchaus
nicht sicher, ob trotz des gegentvärtigen günstigen Stands
der öffentlichen Kassen diese Mehrbelastung ohne weite¬
res von allen Instanzen aufgebracht iverden kann . Der
Reichsfrnanzminister hat erklärt , ohne Steuererhötiungen
die Reform durchführen zu können. Was die Reichsver¬
waltungen und die der Post anlangt , die ja kürzlich eine
Tariferhöhung schon in Voraussicht auf die Besoldungs¬
erhöhung durchführte, trifft das wohl zu . Aber ob es sonst
ohne Erhöhung von Steuern und Tarifen wird abgehen,
muß sich zeigen . In verschiedenen Ländern und nament¬
lich auch in Gemeinden zeigen sich Schwierigkeiten . So
hat der Bayer . Städtebund bereits darauf hingewiesen,
daß die weit überwiegende Mehrzahl der Gemeinden aus
eigenen Mitteln die Mehrkosten nicht übernehmen könne,
es sei denn , daß ihnen eine Erweiterung der Ein¬
nahmequellen zugestanden wird . Die finanzpolitische
Seite der Besoldungsreform ist somit noch nicht geklärt,
ebensowenig die volkswirtschaftliche . In seiner Magde¬
burger Rede hat der Reichsfinanzmiuister einen optimisti¬
schen Glaubrn an den wirtschaftlichen Aufstieg prokla¬
miert und dabei angekündigt , daß das Reich eingreifen
werde, wenn die Aufbesserung der Beamtenbezüge das
Preisniveau erhöhen sollte .

Daß wir immer noch in Jnflationsgewohnheiten leben,
zeigte die prompte Ankündigung einer Reichsbehörde, des
Reichsamts für Landesaufnahme , das unter Berufung
auf die Gehaltserhöhungen die Preise für Meßtischblät¬
ter um 10 Prozent erhöhte, diese Maßnahme freilich
schnell auf Druck von oben wieder rückgängig machte .
Zunr Teil anders ivar es ja bei der vorweggenoininenen
Erhöhung der Posttarife ; denn es ist hier zuzugeben, daß
z . B . das Briefporto sich bisher nicht im Vergleich zur
Steigerung des Geldwertes gegenüber der Vorkriegszeit
erhöht hatte . Jedenfalls müssen alle behördlichenStellen
der privaten Produktion hier ein bestes Beispiel geben.
Die private Produktion aber ist, tvas nicht vergessen wer-
den darf , in der Gestaltimg der Preise u. a . auch von
den Löhnen und Gehältern abhängig , die sie ihren Ange-
stellten und Arbeitem zu zahlen hat . Ist auch im allge¬
meinen eine Steigerung dieser Bezüge vor den Beamten¬
gehältern erfolgt, so zeigen doch die dauernden Lohnbe¬
wegungen, daß hier kein Stillstand herrscht , und sie wer¬
den zweifellos durch die im Durchschnitt 25 Prozent be¬
tragenden Erhöhungen der Beamtengehälter noch ver-
stärkt werden. Die Milliarde an Beamtengehaltserhö¬
hungen würde dem Wirtschaftsleben zufließen, vor allem
dem Jnlaudsmarkt . Dieser aber müßte alles tun , um die
Periode gesteigerter Kaufkraft zu vergrößertem Umsatz
und verbilligter Produktion nutzbar zu inachen . Dies ist
eine Pflicht der deutschen Privatwirtschaft , die allerdings
dafür das Recht in Anspruch nehmen kann, daß von
Reichsseite alles getan wird , sie vor größerer Belastung
als Folge der Besoldungserhöhung zu schützen .

Wir haben in Deutschland nicht mehr die verhängnis¬
volle Notenpresse, durch die dauernd zusätzliche Kauf¬
kraft geschaffen und das Geld dauernd verdünnt wurde .
Damals waren die Preissteigerungen logische Folgen
von Gehaltserhöhungen . Heute aber werden sich die Ge¬
haltserhöhungen nur unter der vom Reichsfinanzminister
vorausgesetzten dauernden Besserung des Wirtschafts¬
lebens durchführen lassen . Dann kommen sie auch als
wirkliche Steigerung der Kaufkraft breiter Schichten der
deutschen Gesamtwirtschaft zugute . Nur wenn das gesamte -
Volkseinkonimen weiter steigt, können die erhöhten Auf¬
wendungen ohne Erhöhung der Steuern und Tarife auf¬
gebracht werden. Im andern Fall aber müßten , da den
öffentlichen Gewalten kein anderes Mittel zur Geldbeschaf¬
fung zur Verfügung steht , erhöhte Einnahmen geschaffen
werden, mit anderen Worten die Erhöhung der
Beamtengehälter müßte eine Verminderung des Ein¬
kommens der anderen Volksschichten zur Folge haben.
Diese würden sich nicht wehrlos darein fügen , es würden

die Preise steigen , soziale Kämpfe in großem Ausmaß ,
krisenhafte Entwicklungen in der Wirtschaft kommen, es
würden neue Schvierigkeiten entstehen , die entweder
einen neuen Beamtenabbau oder Gehaltskürzungen zur
Folge haben müßten , soll eine gesunde Finanzgebarung
aufrecht erhalten iverden. Die geplante Besoldungs¬
reform wird also eine ernste Belastungsprobe für unsere
Wirtschaft und unsere Finanzen werden.

*
Der Farbentrust will sein künstliches Benzin noch im

Laufe dieses Jahres in steigendenMengen auf den Markt
bringen und hat bei der Reichsbahngesellschaft den An¬
trag gestellt , seinen synthetischen Ölen Tacifvergünsti -
gungen einzuräumen , um den Vorsprung , den das im¬
portierte Benzin durch den billigeren Seeweg findet ,
auszugleichm , und die deutsche Kunstölproduktion gegen¬
über dem ausländischen Naturöl konkurrenzfähig zu
machen . Als Verladungsplatz sind nicht nur die Statio¬
nen des Leunawerkes bei Merseburg im mitteldeutschen
Braunkohlengebiet genannt , sondern auch Oppau bei
Lndwigshafen . Es ist also anscheinend auch dort die Er¬
stellung eines größeren Werkes für Kunstöl geplant .
Man will das deutsche Kunstöl ganz allmählich und ohne
besondere Unterscheidung voin Naturbenzin auf den Markt
bringen . Der Vertrieb soll durch die „Deuftche Gasolin -
A . -G .

"
, deren Kapital zu 50 Proz . sich in den Händen

des Farbentrusts , zu je 25 Proz . in amerikanischen und
holländischen Händen befindet, erfolgen. Aus all dem
geht hervor, daß die wirtschaftliche Herstellung des deut -
schen Kunstöls nun gesichert scheint, und daß es imstande
ist , mit den Naturölen in Konkurrenz zu treten . Gegen¬
wärtig ist bekanntlich auf dem Weltmartt , infolge Über¬
produktion ein Preisrückgang für Rohöle zu verzeichnen,der sich freilich nicht in gleichem Maß auf die Benzin¬
preise ausgewirkt hat. Wenn trotzdem die deutsche Kunst-
ölproduktion in verstärktem Maß weitergeführt wird , so
zeigt dies, daß berefts eine Hochrattonelle Durchführung
des Verfahrens gefunden ist.

Das Öl ist nach der Kohle eine der wichtigsten Ener¬
giequellen geworden . Deutschland mußte bisher alle
Erdölprodukte zum größten Teil einführen . Die deut¬
sche Erdölgewinnung aus natürlichen Quellen , die bis¬
her so gut wie ausschließlich in Hannover erfolgte , be¬
trägt , trotzdem sie sich seit der Vorkriegszeit um ein
Drittel erhöht hat, nur 0,06 Prozent der Weltproduktion .Es ist möglich daß die Vorkommen in Baden — seit
längerem wird bekanntlich bei Bruchsal gebohrt — die
Naturölproduktion in Deutschland erhöhen, und daß auch
noch weitere Vorkommen, im Bienwald in der benachbar¬
ten Pfalz und in Oberbayern durch Bohrungen aufge¬
schlossen werden, aber trotzdem ist kauni anzunehmen ,
daß Deutschland ein Großproduktionsland für natürliches
Erdöl wird . Das Abkommen , das zwischen der I . G.
Farben und dem amerikanischen öltrust zustandegekom¬
men ist, zeigt auf jeden Fall , welche Bedeutung man jen¬
seits des Ozeans der im Ausbau befindlichen deutschen
Kunstölproduktion aus Kohl« b^ mißt . Vorerst besteht
noch eine sehr große Produktion in Rohpetroleum , aber
die Weltvorräte darin werden sich viel schneller erschöpfen ,als die Kohlenvorräte, und deshalb hat sich der amerika¬
nische Öltrust mft den deutsck)«n Kunstölproduzenten in
Verbindung gesetzt , um sowohl was die Produktions¬
menge anlangt zu Vereinbarungen zu gelangen , als auch
um in die Kunstölherstellung selbst hineinzukommen.

Außerdem haben bekanntlich Verhandlungen mit dem
englischen Chemietrust stattgefunden, die sich nicht nur
auf die Kunstölherstellung, sondern, wie es heißt , auf alle
tvichtigen Gebiete der chemischen Fabrikation erstreckt ha¬
ben. Es wird von englischer Seite anscheinend ein
deittsch-englisches Jnteressenabkommen angestrebt, das
als eine Folge der Abmachungen mit Amerika anzusehen
wäre . Bei all diesen Verhandlungen , welche die Bedeu¬
tung der umworbenen deutschen chemischen Industrie
illusttieren , handelt es sich nicht nur um privatwirtschaft¬
liche Dinge , sondern um bedeutsame Probleme volkswirt¬
schaftlicher Art . Die Stellung der deutschen Produktion
ist hierbei nicht schwach und es ist zu wünschen , daß das
Ergebnis der Verhandlungen so gestaltet werden kann,
daß nicht nur private Vorteile für die Aktionäre des Far¬
bentrusts , sondern auch solche für die deutsche Allgemein¬
heit herauskommen. ***

Drohender Lerkehrsstreik in Berlin . Ja den drei Ber¬liner Verkehrsbetrieben ist eine Lohnbewegung ausgebrochen .Rach dem Vorschlag der Sektionsleitung sollen alle Vorberei¬
tungen getroffen werden, um die gerechten Forderungen der
Straßenbahner gegebenenfalls bis zum Streik durchzuführen .

Das neue Gesetz über Arbeits¬
vermittlung und Arbeitslosen¬

versicherung
P .A . DaS Gesetz, wie eS vom Reichstag angenommen ,wurde , verlangt für die beiden Arbeitsgebiete eine sich überdas ganze Reich erstreckende , einheitlich und logisch aufge¬baute Organisation . Als Unterbau gelten die Arbeitsämter ,deren Bezirke je nach den gegebenen Verhältnissen im allge¬meinen 100 000 bis 200 000 Einwohner umfassen . In rein

landwirtschaftlichen Bezirken wird die Zahl auch unter¬
schritten , während sie selbstverständlich in den Großstädtenin Verbindung mit den dazu gehörigen Wirtschaftsgebietenauch beträchtlich überschritten wird . Eine Anzahl solcher Ar¬beitsämter wird zu einem Landesamt zusammengefaßt , undals oberste Spitze erscheint die Rrichijanstalt. Die Arbeits¬ämter und Landesarbeitsämter werden geleitet von einem
Vorsitzenden , die Reichsanstalt von einem Präsidenten und5 Vorstandsmitgliedern . Jeder Körperschaft ist ein Verwal -
tungSrat mit entscheidenden Befugnissen beigegeben . Im
Verwaltungsrat aller Instanzen müssen Arbeitgeber , Arbeit¬
nehmer und Vertreter öffentlich rechtlicher Körperschaften in
gleicher Zahl vertreten sein . Die Vertreter der einzelnenGruppen werden von den- oberen Behörden auf Vorschlag derin Betracht kommenden Organisationen ernannt . Die Ge¬meinden und Länder, die bis jetzt den Arbeitsnachweis unddie Erwerbslosenfürsorge im wesentlichen beherrschten, sind
jetzt nur noch im Verwaltungsrat vertreten und zwar in der
Minderheit . Nach dieser Richtung ist das Selbstverwaltungs -
recht durchgeführt . Das Selbstverwaltungsrecht der unteren
Organe ist aber ziemlich stark eingeschränkt durch die Befug¬nisse der oberen Instanzen . Die Mittel für di« Arbeitslosen¬versicherung und der ganze Aufwand für den Arbeitsnach¬weis werden durch die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeit¬nehmer aufgebracht . Nur wenn ein Beitragssatz von 3 Proz .nicht mehr ausreicht , muß das Reich mit Darlehen aushelfen .Gegenwärtig steht im Vordergrund der Erörterung die
Einteilung des Reiches in Landesarbritsamtsbezirke . Die
bisherigen Landesämter waren Landesbehörden und ihrTätigkeitsgebiet stimmte , von wenigen Ausnahmen abgesehen ,welche durch einige kleine norddeutsche Länder gebildet wur¬den , mit den Landesgrenzen überein . Auch Baden hatte sei«eigenes Landesamt . Nach § 2 des Gesetzes steht dem Vor¬
stand der Reichsanstalt das Recht zu , die Grenzen der Lan¬desämter und der einzelnen Arbeitsämter festzulegen . Es
darf wohl bezweifelt werden , ob man bei der Schaffung die¬
ses Paragraphen an die Möglichkeit dachte , daß der Vorstandder Reichsanstalt von diesem Recht einen Gebrauch machenWird, wie es jetzt den Anschein hat . Außerhalb des Reichs¬
tags war sicher die Auffassung verbreitet , daß es im wesent¬lichen bei der jetzigen Einteilung bleiben wird, daß vor allemden größeren Ländern ihre Landesämter verbleiben werden .Der Vorstand hat aber jetzt einen Enkivurf vorgelegt , nach
welchem das deutsche Reich in 13 Landesarbritsamtsbezirke
eingeteilt werden soll . Die Einwohnerzahl schwankt zwischen7,2 Millionen im Rheinland und , 2,2 Millionen in Ostpreu¬
ßen . Die Landesgrenzen der kleinen Länder sind dabei nur
insoweit respektiert , als man keines der kleinen Länder aus¬
einandergerissen hat . Dagegen soll preußisches Gebiet zumArbeitsamt Hamburg kommen und anderes preußisches -Ge¬biet mit dem Lande Thüringen zusammengelegt werden . Die
preußischen Provinzgegenden werden an verschiedenen Stel¬len überschnitten . Die Einteilung wurde nach rein wirtschaft¬lichen und vrrwaltungstechnifchen Gesichtspunkten vorgenom¬men .

Für die südwestdeutsche Ecke ist vorgeschlagen, Württem¬
berg mit Hohenzollern » Baden und der Rheinpfalz in einem
Landesamt zu vereinigen . Aus der Presse war schon ersicht¬
lich, daß sich dagegen gewichtige Stimmen erhoben. Für Sie
Zusammenlegung dieser Länder , wie für die Schaffung gro¬
ßer Landesamtsbezirke überhaupt wird geltend gemacht, daß
dadurch etwas an Verwaltungskosten gespart wird . Man darf
aber davor warnen , die Höhe dieser Ersparnisse zu über¬
schätzen, weil in großen Bezirken auch wieder Mehraufwand
für Telephon , Telegraph und vor allem a >1 Reisekosten ent¬
steht . Des weiteren wird vom Standpunkt des Arbeitsmarktes
geltend gemacht , daß in großen Bezirken , die landwirtschaft¬
liche und industrielle Gebiete verschiedener Art umfaffen . ein
Ausgleich auf dem Arbeitsmarkt leichter zu bewerkstelligen
fei . als in kleinen Bezirken . In einem Zeitpunkt, wo vom
Reich der Beitrag nicht mehr in der Höhe von 3 Proz . des
Arbeitsverdienstes erhoben werden muß , können die ein¬
zelnen Landesamtsbezirk « die Beitragshöhe für ihren Bedarf
selber bestimmen . Da die Arbeitslosigkeit immer mehr un¬
gleich verteilt ist . ist in einem großen Bezirk auch für di«
Kostenaufbringung ein besserer Ausgleich gegeben, al » in
einem kleinen Bezirk . Es wird also nicht so leicht der 3 » -



stand eintreten , daß einzelne Bezirke Zuschüsse von der
Reichsanftalt erhalten müssen . Es wird auch geltend ge-
macht, daß für große Bezirke die Besetzung der einzelnen
Kachabteilungrn sich besser regeln läßt . Diese Gründe dürf¬
ten wohl für den Vorstand ausschlaggebend gewesen sein bei
der .Einteilung in 13 Landesarbeitsamtsbezirke .

Wie bekannt wurde , haben sich die badischen Arbeitgeber
für eine Verschmelzung von Baden und Württemberg aus¬
gesprochen und zwar hauptsächlich aus dem Grunde , weil die
badische Wirtschaft durch die stärkere Arbeitslosigkeit, die wir
gegenüber Württemberg zu verzeichnen haben , schwer be¬
lastet sei. Dieser letztere Grund ist aber doch nur zeitlich ;
die Verhältnisse lagen auch schon umgekehrt und können in
einigen Jahren wiederum umgekehrt liegen . Daher sollte
dieser Gesichtspunkt deshalb nicht so stark in den Vordergrund
geschoben werden. Gegenüber den allgemeinen Gründen ,
die für die Zusammenfassung mehrerer Länder angeführt
werden , sprechen doch auch vom badischen Standpunkt aus
beachtenswerte Gründe gegen eine solche. Baden hat im
Jahr 1922 nach Inkrafttreten des Reichsgesetzes für Arbeits¬
nachweise , 17 Bezirksarbeitsnachweise geschaffen . In Baden
ist jede Gemeinde entsprechend den Erfordernissen des Ge¬
setzes von einem Arbeitsnachweis erfaßt . Jeder Arbeitsnach¬
weis umfaßt ein für sich abgeschlossenes Wirtschaftsgebiet.
Die Arbeitsnachweise sind auch bis auf ein oder zwei Aus¬
nahmen räumlich gut untergebracht und auch gut eingerich¬
tet . Eine Übernahme des Landesarbeitsamtes Baden durch
die Reichsanstalt könnte infolgedessen sofort erfolgen . Es
würden der Reichsanstalt gar keine Schwierigkeiten und

'
Kosten dadurch entstehen. Das Land Baden und die Ge¬
meinden , die bis jetzt ein Drittel der Kosten für den Arbeits¬
nachweis zu tragen haben, würden eine beträchtliche finan¬
zielle Entlastung erfahren . In Württemberg und der Pfalz
sind die Arbeitsnachweise nicht in der Weise ausgebaut . Man
hat dort eine große Zahl von Arbeitsnachweisen, die zum Teil
nebenamtlich von Staats - und Gemeindebehörden verwaltet
werden . Es muß also dort erst eine neue Bezirkseinteilung
geschaffen werden , dann kommt die Beschaffung von Räu¬
men und Einrichtungen für diese neuen Arbeitsämter . Da¬
durch wird der Zeitpunkt der Übernahme wesentlich hinaus¬
geschoben , was für Baden die oben angedeuteten nachteiligen
Wirkungen hat .

Es darf ferner nicht verkannt werden , daß die Arbeitsämter
auch mit anderen Behörden zusammenarbeiten müssen und
von deren Mitwirkung abhängig sind . Die Tätigkeit eines
Landesamtes wird ganz gewiß nicht dadurch erleichtert, daß
es mit den Verwaltungsbehörden von vier Ländern zusam¬
menarbeiten muß und in jedem Land die Verwaltungs¬
organisation abweichend von der des andern organisiert und
aufgebaut ist . Über die Frage , wo ein gemeinsames Landes¬
amt seinen Sitz haben soll, wird es ebenfalls Auseinander¬
setzungen geben, durch welche vielleicht auch die Mitarbeit der .
Verwaltungsbehörden beeinflußt wird. Man mag die Lan¬
desgrenzen an manchen Stellen widersinnig finden , man mutz
aber trotzdem mit ihnen rechnen, weil es die Grenzen der
Verwaltungskörperschaften sind. Die badischen Landesgren - ;
zen sind auch , von einigen kurzen Strecken abgesehen, im
Laufe der Zeit Wirtschaftsgrenzen geworden, weil eben jedes
Land für sich seine Verkehrsverhältnisse und Wirtschaftsver¬
hältnisse gefördert hat . Wirtschaftsverhältnisse , die bei der
Regelung dieser Frage ernstlich zu berücksichtigen sind , schnei¬
den die Landesgrenzen nur im Pforzheimer und Mann¬
heimer Wirtschaftsgebiet ; aber auch da wurden die Verhält¬
nisse von den in Betracht kommenden Arbeitsnachweisen trotz
Landesgrenzen in zufriedenstellender Weise geregelt. Irgend¬
welche Mißftände auf dem Gebiete der Arbeitsmarktregelung
können für die Zusammenlegung der Länder nicht angeführt
werden . Es ist bekannt, daß auch Württemberg und Bayern
die Forderung stellen , daß ihnen für ihr Hoheitsgebiet ein
eigenes Landesamt bleibt.

Die Vorschläge, die der Vorstand der Reichsanstalt gemacht
hat , liegen den Landesregierungen gegenwärtig zur Äuße¬
rung vor, und es ist anzunehmen , daß die drei süddeutschen
Landesregierungen bei ihren Vorschlägen bleiben. Ob der
Vorstand der Reichsanstalt die staatspolitischen , verwaltungs¬
technischen und auch» wirtschaftlichen Gesichtspunkte der Län¬
der berücksichtigen wird , weih man nicht . Der Vorstand hat
die Landesregierungen und die Verwaltungsräte der jetzigen
Landesämter nur zu hören . den Verwaltungsräten der
Landesämter kommen die Vertreter der Arbeitgeber und Ar- ,
beitnehmer , sowie die Vertreter der Gemeinden zum Wort . 1

Welche Stellung diese Körperschaften einnehmen , steht auch
noch nicht fest , und es ist deshalb vielleicht angebracht, jetzt
schon auch die Möglichkeit der Zusammenlegung in den Kreis
der Betrachtungen zu ziehen. Darüber dürfte Klarheit be¬
stehen , daß eine Zusammenlegung der Pfalz mit Baden wirt¬
schaftlich viel begründeter erscheint, als eine Zusammenlegung
mit Württemberg . Von Württemberg geht nur nach Pforz¬
heim eine größere Zahl von Arbeitern über die Landesgrenz« .
Die Interessen dieser Arbeiter sind bis jetzt vom Arbeitsamt
Pforzheim gewahrt worden und wenn irgendwelche Wünsche
bestehen, so kann diesen Wünschen auch ohne «ine Zusam¬
menlegung der beiden Länder Rechnung getragen werden.
Engere wirtschaftliche Beziehungen zwischen Baden und
Württemberg bestehen dann noch in der Gegend von Billin -
gen und Schwenningen ; aber dort sind es nur wenig Arbei¬
ter , die von ihren Wohnstätten zur Arbeitsstätte die Landes¬
grenze überschreiten müssen . Man kann eine Zusammen¬
fassung der Bezirke Schwenningen , Schramberg » Billingen ,
Dvnauefchingen und Reustadt auch nicht damit begründen ,
daß man die Uhrenindustrie zusammenfassen wolle , weil in
all diesen Bezirken eine größere Zahl von Arbeitern in an¬
deren Berufen beschäftigt ist , als in der Uhrenindustrie , und
die anderen Berufe den Arbeitsnachweis notwendiger brau¬
chen, als die vielfach in ständiger Arbeit stehenden Uhren¬
arbeiter . Anders liegen die Verhältnisse gegenüber der Pfalz .
In dem Mannheim - Ludwigshafener Gebiet überschreiten
nicht nur lausende von Arbeitern die Landesgrenze , sondern
auch die einzelnen Unternehmungen greifen mit ihrer Tätig¬

keit hinüber und herüber , und wenn man im Vorstand der
Reichsanstalt an der Zusammenlegung festhalten sollte , so
muh vom badischen Standpunkt aus unbedingt verlangt wer¬
den , daß nicht nur Baden und Württemberg , sondern auch
die Pfalz von dem gemeinsamen Landesamt erfaßt wird,
sonst würde der Boden der Sachlichkeit verlassen. Wenn zu¬
sammengelegt wird, darf Baden erwarten , daß die nach Mei¬
nung des Vorstandes der Reichsanstalt sachliche Beurteilung
der wirtschaftlichen Verhältnisse auch bis zu Ende dnrchge -
sührt wird. _

Die Senker Völkerbundstagung
Die Wahlen zum Rat

Die Donnerstag abend in der Völkerbundsversammlung
abgeschlossene Wahl der drei neuen nichtständigen Ratsmit¬
glieder des Völkerbundes ergab bei 49 gültig abgegebenen
Wahlzetteln 43 Stimmen für Kuba , 33 Stimmen für Finn¬
land und 26 Stimmen für Kanada . Die Verkündung des
Ergebnisses wurde von der Versammlung mit großer Span¬
nung entgegengenommen . Daß Kuba mit vier Fünfteln
aller Stimmen gewählt wurde , zeigt, daß der Völkerbund sich
an sein Versprechen hält , stets drei Südamerikaner im Rat
zu halten und infolgedessen jedes Jahr einen südamerikani¬
schen Staat in den Rat hineinzuwählen und daß er im all¬
gemeinen den Kandidaten annimmt , auf den sich die süd¬
amerikanische Gruppe geeinigt hat . Während auch Finlands
Erfolg groß war , erhielt Kanada nur knapp die nötige Stim¬
menzahl . Ihm ist Griechenland , für das sich Frankreich nach
der Niederlage Belgiens noch niit großem Eifer eingesetzt
hat , gefährlich nahe gekommen . Das Neue ist der Einzug
Kanadas , eines britischen Dominions , in den Rat . Es ver¬
dankt seinen Erfolg zum großen Teil seiner Einstellung ge¬
genüber dem Minoritätenproblem . Von nun ab werden die
britischen Dominions den Anspruch erheben , im Rat stets
durch «in Mitglied ihrer Gruppe vertreten zu sein. Wenn
also Kanada in drei Jahren auszuscheiden hat , wird an seiner
Statt ein anderes Dominion präsentiert werden . Diese
Neuerung entspricht der Politik , die auf der letzten britischen
Reichskonferenz beschlossen wurde.

Chamberlain — Briand — Stresemann
WTB . Genf , 15. Sept . Die für Samstag angesetzte Ab¬

reise Chamberlains nach Cannes wird neuerdings davon ab¬
hängig gemacht, ob zuvor der ungarisch-rumänische Optanten¬
streitfall , in dem Chamberlain Hauptberichterstatter ist , vom
Rat erledigt werden kann. Nachdem er am Donnerstag we¬
gen Nichtbeendigung der juristischen Vorarbeiten von der
Tagesordnung abgesetzt worden ist, würde das bei einem
glatten Verlauf der Diskussion vor dem Rat möglich sein .
Briand seinerseits reist heute nach Paris , um bis Samstag
abend oder Montag nach Genf zurückzukehren und bis zum
Ende der Tagung zu bleiben . Die Dispositionen Or. Strcse -
manns werden vorläufig vollkommen von dem weiteren Ver¬
lauf der Tagung und der Nebenverhandlungen abhängig ge¬
macht , die zur Zeit geführt werden.

In Genf kann Deutschland sprechen
Zu der Rede des Grafe » Bernstorff in der Abrüstungs¬

kommission , schreiben die „Basler Nachrichten" folgendes :
„Solche Nägel kann Deutschland seinen Versailler Partnern
erst in den Kopf hämmern , seitdem es Mitglied des Völker¬
bundes geworden ist . In Noten und Zeitungsartikeln konn¬
ten derartige Gedanken ja auch früher dargelegt werden ;
aber die Wirkung war eben nicht zu vergleichen mit der blitz¬
artigen Kraft , die dem lebendigen Wort vor dem Genfer
Weltforum innewohnt .

"
Der Bölkerbundsrat

beschloß vor den Wahlen noch am Donnerstag in seiner bis¬
herigen Zusammensetzung, den Streit um den Kreuzer
„Salamis ", den Griechenland vor dem Kriege auf der Vul¬
kanwerft in Stettin bestellt hatte und nach Kriegsschluß nicht
mehr abnehmen will, einem Ausschuh von drei Ratsmitglie¬
dern zu eingehendereyl Studium zu überweisen . Gegenüber
dem griechischen Vertreter hob der deutsche Vertreter , Staats¬
sekretär v . Schubert , hervor , daß der Streitfall kein solcher
zwischen den Staaten , sondern zwischen Griechenland und
einer deutschen Privatfirma und damit ein Prozeß des reinen
Privatrechtes sei , und darum auch bis zu seinem Ende durch

. die zuständigen Gerichte abgewickelt werden müsse , da sonst
die Institution der Gemischten Schiedsgerichte eine empfind¬
liche Autoritätseinbuße erleiden würde.

Das von dem Völkerbundsrat zu der Klage des Danziger
Senats auf Verlegung des polnischen Munitionslagers auf
der Westerplatte nach Gdingen von einem besonderen juri¬
stischen Komitee angeforderte Gutachten , mit dem der Völker¬
bundsrat sich gleichfalls zu beschäftigen hatte , stellt sich auf
einen rein formal -juristischen Standpunkt und empfiehlt Wie¬
deraufnahme des Verfahrens durch den Danziger Senat bei
der satzungsgemäß 1 . Instanz , dem Völkerbundskommissar in
Danzig . Erst nach dessen Entscheidung soll der Völkerbunds¬
rat sich

'zum zweiten Male in zweiter Instanz mit der An¬
gelegenheit zu befassen haben . Der Völkerbvndsrat stimmte
ohne jede Diskussion dem Gutachten zu , und hat es abge¬
lehnt , materiell zu dem Antrag des Danziger Senats auf
Verlegung des polnischen Munitionslagers Stellung zu neh¬
men , da Danzig sich ur^ er Beiseitelassung der für Streitig¬
keiten zwischen Danzig und Polen geschaffenen ersten In¬
stanz, dem Völkerbundskommissar in Danzig , sich an den Völ¬
kerbundsrat gewandt hatte . Der Völkerbundsrat beschloß
ferner auf Antrag des Reichsaußenministers Or. Strese¬
mann , die Klage der Danziger Eisenbahner gegen die pol¬
nische Regierung , sowie die Frag « der Exterritorialität auf
der Westerplatte auf eine der nächsten Sitzungen des Vökker -
bundsrates zu vertagen .

Dir Westerplatte polnisches Gebiet
WTB . Danzig , 16. Sept . (Tel . ) Veranlaßt durch polnische

Pressenachrichten, die unter Anführung von Ein ^ lheiten
mitteilten , daß der verschwundene polnische General Zagorskl
auf der Westerplatte wider seinen Willen zurückgehalten
werde, waren die Danziger Behörden gezwungen , zu der
Feststellung zu schreiten, ob eine Freiheitsberaubung tatsäch¬
lich vorliegt, die nach Danziger Recht eine strafbare Hand¬
lung darstellt. Die diplomatische Vertretung wurde davon in
Kenntnis gesetzt, daß Polizeibeamte unter Führung d« S Lei¬
ters der Kriminalpolizei sich nach der Westerplatte begeben
hätten . Der Kommandant der Westerplatte ließ den Dan¬
ziger Beamten durch einen Feldwebel bestellen, daß die
Westerplatte polnisches Gebiet ( ? ) sei und eine Amtshand¬
lung Danziger Beamten ohne Genehmigung der polnischen
diplomatischen Vertretung nicht zugelassen werden könne .
Später teilte die polnische diplomatische Vertretung dem
Polizeipräsidium mit , daß die polnischen Behörden endgültig
geprüft hätten , ob Zagorski auf der Westerplatte sei ; eine
Danziger Amtshandlung sei deshalb nicht notwendig.

Deutschland und Litauen . Die zwischen Litauen und
Deutschland schwebenden Fragen werden, wie aus Berlin mit¬
geteilt wird, in Form eines gemeinschaftlichen Protokolls bei
der Anwesenheit des litauischen Ministerpräsidenten Wolsse-
maras in Berlin erledigt werden. Das Protokoll soll in Kraft
bleiben, bis alle Punkte durch Verträge geregelt sind. Wolde-
maras will in 19 bis 14 Tagen in Berlin eintreffen .

politische Neuigkeiten
Der Reichspräsident in Königsberg

Heute Freitag , kurz nach 9 Uhr, fuhr der Kreuzer „Berlin ",
auf dem sich Reichspräsident v. Hindenburg befand , in den
Königsberger Hafen ein. Oberpräsident Or. Sirhr , der Be¬
fehlshaber des Kreises I , ». Esebeck und Oberbürgermeister
Lohmeyer begrüßten den Reichspräsidenten. Der Reichsprä¬
sident erklärte , er sei gerne gekommen, um so mehr bedauere
er, daß feine Zeit so kurz bemessen sei . Die Provinz Ost¬
preußen liege ihm am Herzen und er dürfe namens der
Reichsregiernng versichern , daß dort dieselbe Gesinnung
herrsche und nach Möglichkeit der Provinz geholfen werden
solle . „ Ich baue auf die feste Energie und die Unverzagtheitmeiner ostpreutzischen Landsleute .

" Nach der Begrüßung
fuhr der Reichspräsident durch die flaagengeschmückten Stra¬
ßen der Unterstadt , in denen eine tausendköpfige Menge ihn»
zujubelte , nach Markienen , wo er beim Vorsitzenden des Pro¬
vinziallandtages , Exz . v. Berg, Aufenthalt nimmt .

Die Sondertagung des Reichstages
Der Ältestenrat des Reichstages hat am Donnerstag be¬

schlossen, die Sondertagung , die hauptsächlich dem Schulgesetz
gewidmet sein soll , in Übereinstimmung mit dem Vorschlag
des Reichskanzlers am 17. Oktober beginnen zu lassen . In
dieser Tagung sollen nur das Schulgesetz , das Kriegsschädrn.
schlußgesetz und die Besoldungsreform behandelt werden ; sie
soll eine Woche dauern . Sollte das Schulgesetz , was man
immerhin noch für möglich hält , am 17 . Oktober noch nicht
beratungsreif sein, dann würde man ein paar Tage später
beginnen . Ob das Kriegsschädenschlußgesetz in der Sonder¬
tagung an den Reichstag gelangen wird, scheint noch nicht
ganz sicher. Es gibt offenbar auch hier , wie bei den Rah¬
mengesetzen für die Realsteuern , noch interne Schwierigkei¬
ten ; vor allem scheint die Regierung in Sorge zu sein, ob
sie ihr Deckungsprogramm. (Verwertung von Vorzugsaktien
der Reichsbahn und von Forderungen an die Reitbahn ) in
der ursprünglichen Form aufrechterhalten kann . Der Gedanke
eventuell den ausländischen Anleihemarkt in Anspruch zu
nehmen, scheint neuerdings auf Bedenken reparationspolitischer
Art zu stoßen .

Wann der Reichstag zu seiner eigentlichen Herbsttagung
im November zusammentreten soll, ist noch nicht bestimmt
worden. Darüber wird man erst während der Oktober-Ta¬
gung Beschluß fassen.

Das Reichskabinett zur Besoldungsvorlage
Me am Donnerstag stattgefundenen Beratungen deS

Reichskabinetts über die Beamtenbesoldungsreform haben noch
zu keiner Verabschiedung der Vorlage durch die Reichsreg,e-
rung geführt . Die Verhandlungen sind auf heute vertagt
worden . Die endgültige Stellungnahme des Reichskabinetts
dürfte jedoch erst erfolgen , wenn auch die volksparteilichen
Reichsminister Or. Stresemann und Or. Curtius , die an der!
gestrigen Beratung nicht teilnehmen konnten, gehört worden
sind . Außerdem sind auch umfangreiche Erörterungen über
mehrere wichtige Fragen zu führen : einmal über die von ver¬
schiedenen Ländern geäußerten Wünsche und dann über die
Herausnahme der Reichswehr aus der allgemeinen Besol¬
dungsordnung . Bekanntlich wurden die Reichswehrangehö¬
rigen bisher im Rahmen dieser allgemeinen Regelung besol¬
det, während früher getrennte Gehaltsstaffeln für Zivil¬
beamte und für Heeresangehörige bestanden. Weil nun die
Reichswehrmannschaft in Kasernen untergebracht ist und ihre
Verpflegung auf dienstlichem Wege bezieht, so ist ein Ver¬
gleich der Lebensverhältnisse der Reichswehrangehörigen mit
denen der Zivilbeamten nicht ohne weiteres möglich und « an
strebt jetzt dahin, diesen Unterschieden durch eine Trennung
der Besoldung Rechnung zu tragen . Da mit der Rückkehr
des Außenministers aus Genf erst zu Anfang oder Mitte
nächster Woche zu rechnen ist, so wird auch die endgültige
Stellungnahme des Reichskabinetts zur Besoldungsordnung
nicht eher zu erwarten sein .

Das Reichskabinett ist heute vormittag wiederum zu einer
Sitzung zusammengetreten , um die Beratungen über hie Be¬
soldungreform fortzusetzen.

Reichsratsbeschlüfse
Der Reichsrat hielt am Donnerstag nachmittag eine Voll¬

sitzung unter Vorsitz des Staatssekretärs Zweigert ab. Unter
den eingegangenen Vorlagen , die den Ausschüssen zur Be¬
ratung überwiesen wurden , befindet sich auch der Gesetzent¬
wurf über Vereinheitlichung des Steuerrechtes . Mit der Er¬
richtung von Abrechnungsstellen im Scheckverkehr in Koblenz
und Eisenach erklärte sich der Reichsrat einverstanden , ebenso
mit einer Verordnung , wonach für Militär - und Zivilbeamte
beim Reichsheer und bei der Marine der frühere Zustand
wiederhergestellt wird , daß die in Betracht kommenden Per¬
sonen bei einer Tätigkeit außerhalb von Lager - und Truppen¬
übungsplätzen Tagegelder und Übernachtungsgelder erhalten .
Bei der Beratung des Berichtes über Maßnahmen zur Or¬
ganisation der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar¬
beitslosenversicherung wurde die Öffentlichkeit ausgescAossen.

Die Wirkung der Gebührenerhöhung bei der Post . Im Ver-
waltunasrat der Reichspost gab am Donnerstag Reichspostmi¬
nister Dr Schätze ! eine Übersicht über die Auswirkung der letzten
Gebührenerhöhung . Er stellte dabei fest , daß ein Berkehrsrück¬
gang dadurch nicht eingetreten ist . Die Gebühren sind in
der veranschlagten Höhe eingegangen . Hierauf genehmigte
der Verwaltungsrat die Richtlinien für den Sparkommissar ,
der, wie die anderen Reichsverwaltungen , nunmehr auch die
Geschäftsführung der Reichspostverwaltung nachprüfen soll .

Die Besatzungserleichterungen . Wie die „Deutsche Aüg.
Ztg . " erfährt , wird in der noch ausstehenden französischen
Note über die Besatzungserleichterungen noch mitgeteilt wer¬
den, daß die Besatzung von Germersheim , wo eine starke
Spannung mit der Bevölkerung besteht , wesentlich verringert
werden wird . Ebenso soll auf Grund erfolgreicher Bemü¬
hung des Staatssekretärs Weismann die Stadt Kreuznach
von der Besatzung überhaupt befreit werden.

Die Abfindung der Standesherren in Preußen . Seit dem
1 . Januar 1924 sind bisher von Preußen an die ehemaligen
Standesherren 2,2 Millionen JM ausgezahlt worden . Die
preußische Staatsregierung steht auf dem Standpunkt , daß
eine Regelung nach hem Scheitern eines Reichsgesetzes nur
auf dem Wege einer Abfindung möglich ist und zwar soll eine
Ablösung in Höhe von 12,5 Proz . in Frage kommen. — Wie
das „B .T .

" hört , ist damit zu rechnen, daß die preußische
Staatsregierung nunmehr dem am 12. Okt. zusammentre¬
tenden Landtag auf dieser Grundlage einen Gesetzentwurf
unterbreiten wird.

Urteil im Prozeß Turati . In dem Prozeß gegen den frü -
Heren italienischen sozialistischen Abgeordneten Turati und
gegen diejenigen, die seine Flucht aus Italien in einem Mo¬
torboot begünstigten, das am 19. September 1926 an der
Küste von Korsika landete , wurden, wie aus Savona gemeldet
wird , Turati und fünf seiner Helfershelfer zu zehn Monaten
Haft verurteilt , ein Helfershelfer zu elf Monaten Haft un»
Vier Angeklagte fteigesprochen.
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Badischer Teil
Ansnahmetarif für Wein

P .A. Im Ausnahmetarif Sa für Wein ist mit Gültigkeit
vom 15. September 1927 eine Anzahl wichtiger Änderungen
und Verbesserungen durchgeführt worden. Die EntfernungS -
grenze wurde von 4M lern auf 450 km erweitert . Bon besonderer
Bedeutung ist die Aufnahme von Ausnahmefrachtsätzen für
Wein bei Auslieferung als Frachtstückgut. Die hier in Frage
kommende Ermäßigung beläuft sich auf durchschnittlich 20
Proz . gegenüber den normalen Frachtsätzen der Stückgut¬
klasse l . Ferner wurde in den meisten Entfernungen die
bisher gültigen Ausnahmesätze für Wagenladungen nochweiter ermäßigt und zwar durchschnittlich um etwa 6 Proz .
Außerdem kann künftig für Weinsendungen in Wagenla¬
dungen. die nach Zuladung von Wein auf der Bestimmungs¬
station mit der Eisenbahn weiter geschickt werden, der Aus¬
nahmetarif im Erstattungswege auch für die zweite Beför¬
derungsstrecke angewendet werden , sofern die Gesamtbeför¬
derungsstrecke nicht mehr als 450 km beträgt . Auch für
Schaumwein sieht der neue Tarif insoweit eine Begünstigung
vor , als eine Beiladung von Schaumwein zu Wein in Wa¬
genladungen die Anwendung des Tarifs für die ganze Sen¬
dung nicht ausschließt, sofern das Gewicht des Schaumweins
nicht mehr als 10 Proz . des Gesamtgewichts ausmachtund getrennte Gewichtsangabe im Frachtbrief erfolgt ist.Die Veröffentlichung des neugefatzten Ausnahmetarifs er¬
folgt im Nachtrag 3 zum Reichsbahn-Gütertarif , Heft C II .
Nähere Auskunft erteilen die Güterabfertigungsstellen .

Pässe besorgen!
Nach den Schweizer gesetzlichen Bestimmungen müssen alle

Personen , welche nicht in dem zum sogen , kleinen Grenz -
derkehr gehörenden Bezirken wohnen, mit gültigen deutschen
Reisepässen versehen sein . Die sogen . Tagesscheine werden
von den Schweizer Grenzbehörden nicht anerkannt , und sie
verweigern den Inhabern den Eintritt in die Schweiz. Wer
also nicht im Gebiete des kleinen Grenzverkehrs wohnt, und
in die Schweiz reisen will, der besorge sich einen deutschen
Reisepaß, wodurch alle Schwierigkeiten beim Grenzübertritt
vermieden werden.

Warnung vor Zuzug Arbeitsuchender nach der
Schweiz

Bei der in der Schweiz herrschenden Arbeitslosigkeit und
dem Fehlen ausreichender Hilfe können Wanderburschen mit
einem Fortkommen dort nicht rechnen. Es droht ihnen viel¬
mehr beim Fehlen einer ordnungsgemäßen schweizerischen Ein¬
reisebewilligung in der Schweiz Bestrafung und zwangsweise
Heimschaffung nach Deutschland. Da in letzter Zeit häufig
deutsche Wanderburschen ohne Ausweispapiere in die Schweiz
kamen und bei den deutschen Hilfsvereinen eine Unterstützung
verlangten , die aber wegen des Mangels an Mitteln nicht
ewährt werden kann, besteht Veranlassung hierauf besonders
inzuweisen.

Zur Karlsruher Tagung des Einzelhandels¬
ausschussesdes deutschen Industrie - u. Handels¬

tages
Nachdem der Dienstag mit eifrigen Tagungsarbeiten aus -

gefüllt war , fand zum Abschluß am Mittwoch ein ' Besuch von
Pforzheim und Baden- Baden statt . In Pforzheim wurde zu¬
nächst die dauernde Musterausstellung der Pforzheimer' « chmuckwarenindustrje besichtigt . B^ i einem anschließenden
Frühstück im Hotel Sautter , das der Einzelhandel in Pforz¬
heim gab, begrüßte Oberbürgermeister Gündert die Tagungs¬
teilnehmer . Über Herrenalb und Gernsbach ging es dann
nach der Bäderstadt an der Oos , wo sich im Kurhaus die
Teilnehmer zum letzten Mal vereinten , um dann in ihre
Heimat zurückzukehren.

Der zahlreiche Besuch der Haupttagung des Einzelhandels¬
ausschusses des Industrie - und Handelstages , der am 13 . Sep¬
tember in Karlsruhe tagte , bewies das Interesse , das man
den Problemen , die zur Diskussion standen , entgegenbrachte .
Die Tagung wurde eingeleitet durch ein großzügiges Referat
von Syndikus De Pilletier , Nürnberg , über die „Anwendbar¬
keit amerikanischer Wirtschaftsmethoden im deutschen Einzel¬
handel Bankdirektor A . Düring , Köln , sprach über die Eini¬
gungsämter in Sachen des unlauteren Wettbewerbs , indem
er die Wirksamkeit der Einigungsämter in ddn einzelnen
Städten behandelte. W . Hofmann -Bang , Frankfurt a . M„
referierte über die „Zusendung unbestellter Waren "

. Eine
von der Versammlung angenommene Entschließung wandte
sich energisch gegen das Überhandnehmen dieses Unfugs .
Der Vorsitzende des Ausschusses , van Norden , behandelte das
Problem der Schaffung von Qualitätsarbeit , die auch vom
Einzelhandel befürwortet wurde . Der deutsche Einzelhandel
wird, vornehmlich in seinen Fach- und Spezialgeschäften , den
Willen der deutschen Industrie , die Qualität der herzustellen¬
den Waren zu verbessern, nicht nur mit Freuden begrüßen ,
sondern alle auf Qualitätsverbesserung gerichteten Bestre¬
bungen aufs nachhaltigste unterstützen.

Die günstige Lage am Baumarkt
In der letzten Zeit hat das Baugewerbe infolge der Stetig¬

keit der Witterung einen gewissen Aufschwung erfahren . Wie
berichtet wird, ist man da und dort zur Einstellung auslän¬
discher Arbeitskräfte geschritten und es können z . Zt . etwa
freiwerdende Bauhandwerker stets wieder Unterkommen. An
den in Gang befindlichen Neubauten wird seit Ende August
ohne Pausen gearbeitet ; außer Wohnungsbauten werden
auch Jnduftrieprojekte in Angriff genommen , insbesondere
im rheinisch -westfälischen Industriegebiet , in Oberschlesien
und in Mitteldeutschland. Das Tiefbaugewerbe ist nach wie
vor gut beschäftigt, Straßen , Kanäle , Brücken und Kraft¬
werksanlagen beherrschen den Markt . Im Oberrheingebiet
sind große Kräftwerksanlagen im Bau (Ryburg - Schwörstadt)
oder geplant . Die Mittellandbahn Osterburken—Stuttgart —
Schafthausen ist begonnen und hier werden starke Arbeits¬
kräfte absorbiert . Die Neckarkanalisation schreitet rüstig vor¬
wärts . Bei anhaltend guter Witterung kann man dem Tief¬
bau über die Spätjahrs - und Wintermonate gute Beschäfti¬
gung Voraussagen.

Die Baustoffindustrie hat weiter guten Absatz . Die Ze¬
ment- und Kalkindustrie hat eine bedeutende Steigerung des
Absatzes gegenüber den gleichen Monaten der vergangenen
Jahre aufzuweisen . In den Ziegeleien werden die Lager
rasch geräumt und es können nur in wenigen Fällen Steine
und Ziegel auf Stapel gelegt werden. Für die Landwirtschaft
werden infolge des nassen Sommers Drainagerohre zur Er -
Weiterung der Entwässerungsnetze verlangt . In der Holzin¬
dustrie ist starke Nachfrage nach Kantholz , Balken, Schalholz
und Dielen . Monier -, Form - und Trägereisen wird stark ver¬
langt , jedoch sind die Lieferfristen von seiten der Werke ver-
kürzt worden. Die Preislage am Baustvfftnarkt hielt sich
gegenüber dem Bormonat auf gleicher Höhe , trotzdem die
Löhne der Ziegelarbeiter eine Steigerung erfuhren .

III

Die Jahrhitndertausftellung der Erzdiözese
Kreiburg

Am kommenden Sonntag wird in Freiburg i. Br . die
Jahrhundertausstellung der Erzdiözese eröffnet . Auf der
Ausstellung wird auch die alte Benediktinerabtei St . Blasienvertreten sein, und zwar mit einem Meßgewand aus der
Zeit Maria Theresias, das aus dem Hochzeitskleid der öster¬
reichischen Kaiserin hergestellt wurde, ferner mit einem klei¬
nen Gemälde, den letzten Abt des Klos .ers , Berthold Trottler ,
darstellend, und Photographien von dem Brand des Klosters.

Gemeinde-IKundsLbau
Das Altersheim der Stadt Mannheim . Wie aus einer

Bekanntmachung des Dkannheimer Oberbürgermeisters her-
vorgeht, wird am 1 . November d. I . das städtische Alters¬
heim am Meeräckerplatz im Stadtteil Lindenhof seiner Be¬
stimmung übergeben. Es ist zunächst für solche Personenbestimmt, die eine eigene Wohnung in Mannheim freimachen.Abgegeben werden 24 Einzelzimmerwohnungen mit Kochge¬legenheit, 48 Zweizimmerwohnungen mit Kochgelegenheit und38 für zwei Personen bestimmte größere Einzelzimmer ohneKochgelegenheit. Das Heim soll Mannheimer Bürgern und
Bürgerinnen einen freundlichen Lebensabend ermöglichen.Es ist deshalb sowohl auf Bequemlichkeit als auch auf
Zweckmäßigkeit gebührend Rücksicht genommen . So erhaltendie Wohnräume durchweg Dampfheizung . Ferner könnenWannenbäder genommen werden. Zur Entnahme von kaltemund heißem Waffer sind Zapfstellen vorhanden . Der Er¬
bauung und Unterhaltung dienen geschmackvoll eingerichteteGemeinschaftsräume , wie großer Saal , Lesezimmer, Radio¬
zimmer usw . Weiter steht den Inhabern der Wohnungender Garten zur Verfügung . Von den Wohnungen aus ge¬nießt man prächtige Ausblicke in den Neckarauer Wald . Dernahe Waldpark lädt zu erquickenden Spaziergängen an den
Ufern des Rheines ein. In mehrfacher Hinsicht wird damitden Mietern einer Wohnung im Altersheim das Leben er¬
leichtert, und dabei ist Per Mietpreis sehr niedrig festgesetzt .

Der Gemeinderat Schwetzingen hat beschlossen, sich miteinem Betrag von 225 Mt an der Hindenburgspende zu be¬
teiligen . Außerdem beschloß der Gemeinderat einer im Bau
begriffenen Straße die Bezeichnung „Hindenburgstraße " bei¬
zulegen.

Der Rastatter Voranschlag . Der Bürgerausschuß Rastattbeschäftigte sich mit dem Voranschlag für das laufende Rech¬nungsjahr . Der Voranschlag 1627 weist Ausgaben in Höhevon 2 651 962 M und Einnahmen in Höhe von 2 206 010 M
auf . bleibt ein ungedeckter Aufwand von 445 952 Mt . Das
erfordert eine Umlage von 70 das ist ein Mehr von

-H-F gegenüber dem Vorjahre . Der Voranschlag wurde
gegen Mttelständler und Kommunisten angenommen .

Bau der Zollbeamtenwohnungen in Kehl . In der letzten
Gemeinderatssitzung kam die Frage der Erstellung von 21
Zollbeamtenwohnungen durch das Reich und die Erbauungeines Finanzamtes zur Besprechung. Mit deren Bau ist nochimmer nicht begonnen und es steht auch noch nicht fest , wanndamit begonnen wird, obgleich der Reichstag bereits im Früh¬jahre die Mittel hierfür bewilligt hat . Gemeinderat und
Bürgerausschutz haben im Frühjahr auf Grund der von denReichsstellen gegebenen Zusagen, daß das Reich selbst 21
Wohnungen für Zollbeamte in diesem Sommer baut , — derBauplatz ist bereits vor Monaten erworben —, für die Er¬
bauung von 12 Zollbeamtenwohnungen auch dem Handwerker¬bauverein Baudarlehen im Betrag von 24 0M Mt zu einemverbilligten Zinsfuß bewilligt. Da man seit Monaten von densogenannten Reichsbauten nichts mehr gehört hat , wurde derBürgermeister beauftragt , >beim Reichsfinanzministerium vor¬
stellig zu werden. Die Inangriffnahme der Bauten soll nochfür den Herbst beschleunigt werden.

Ausbau der Nagoldbahn. Ein kürzlich unter Führung des
Oberbürgermeisters von Pforzheim mit Vertretern der Han¬delskammer Calw und der Stadt Nagold stattgehabter Emp¬fang bei der Reichsbahndirektion Stuttgart zeitigte als Ergeb¬nis die nachfolgende Erklärung der Reichsbahndirektion : DieInteressen der Nagoldbahn sind gesichert . Bei einem zwei¬gleisigen Ausbau der Nagoldbahn kann auch die Umleitungs -l,me Hochdorf —Bahnhof Eudingen—Alt—Horb ohne weiteresund ohne besondere Kosten angelegt werden, während die
Umleitungslinie bis dahin nur eingleisig für den Güterver¬
kehr unterhalten wird. Auch durchgehende Züge von der Na¬
goldbahn über Bahnhof Eutingen neu nach Stuttgart sindvorgesehen. —

Eröffnung der Schnellbahn Nürnberg —Fürth . Nachdemim Herbst 1622 die älteste deutsche Eisenbahn zwischen Nürn¬
berg und Fürth , die Ludwigsbahn, hatte stillgelegt werdenmüssen, wurde in den letzten zehn Monaten die Straßenbahnvon Nürnberg nach Fürth mit einem Aufwand von rund1950 0M Ml von der Fahrstraße auf den Bahnkörper derLudwigsbahn verlegt und zugleich die Möglichkeit, außereinem Langsam- nun auch einen Schnellbahnbetrieb zu führen
geschaften . Diese neue Verkehrslinie wurde am Samstag er¬öffnet . Die Stadt Nürnberg hat für Verbesserung der nun¬mehr von Stratzenbahngleisen freien Fahrstraße von Nürn¬
berg nach Fürth , die zu beiden Seiten des Bahnkörpers läuft ,nicht weniger als 2 Millionen Mt aufgewendet, so daß ihrdie gesamte Neuregelung der Verkehrsverhältnisse mit der
Nachbarstadt Fürth auf nahezu 4 Millionen Ml zu stehenkommt.

Eine Wohnungsbauanleihe Berlins . Der Berliner „Bör -
senkurier " erfährt , daß die Stadt Berlin bzw . die Wohnungs -
fürsorge G . m . b. H . über eine Ausländsanleihe für den
Wohnungsbau in Höhe von 60 Millionen Ml verhandelt . Es
liegen bereits Angebote von amerikanischer Seite vor.

Sus der Lsndesbsuptstsdt
Reue 50- Pfennigstücke . Seit einigen Tagen sind die neuen50 -Pfg .-Stücke im Verkehr . Sie sind etwas kleiner als die10 Pfg .-Stücke und bestehen aus einer Nickellegierung. Ausder Vorderseite steht die Zahl 50 inmitten eines Strahlen¬

bündels und umrahmt von einem Eichenkranz. Die Rückseite
enthält den Reichsadler und die Inschrift „Deutsches Reich1927 ".

Wetternachrichten der Badischen Landeswetterwarte Karls -
rnhe . Baden hatte gestern bewölktes und trockenes WettenDie Warmluftzufuhr auf der Vorderseite des Polarwirbels
führt zu allgemeinem Temperaturanstieg um etwa 30. Als
gestrige Temperatur wurden in der Rheinebene meist 22
Grad erreicht. Der Wirbel über dem Kanal ist mit dem
südöstlich von Island gelegenen Tief in Verbindung getretenund erstreckt sich auf der heutigen Wetterkarte von der Nord¬
see bis zu den Pyrenäen . Auf seiner Vorderseite liegt ein
großes Regengebiet, das noch heute über uns hinwegziehenwird . Unsere Witterung wird auch morgen von dem Tief¬
druckausläufer beherrscht werden. Aussichten bis Samstag :
Wechselnd wolkig, noch mäßig warm , strichweise Regen , ver¬
änderlicher Witterungscharakter noch einige Zeit anhaltend .

Badisches Landestheater . Bernhard Blumes „Treibjagd ",die als Uraufführung am Samstag , dem 17 . September , un¬ter der Spielleitung Felix Baumbachs zum erstenmal in
Szene geht, wird von den Damen Bertram . Ermath und
Ziegler , sowie von den Herren Brand . Dahlen , Herz. Leit-
geb, Schulz - Breiden und von der Trenck dargestellt. Die
Bühnenbilder stammen von Torsten Hecht. Die Vorstellungbeginnt um 8 Uhr. — Als erste Novität der Karlsruher Operin der neuen Spielzeit gelangt Sonntag , den 25. September ,die große russische Ausstattungsoper „Boris Godunow" von
Mussorgskh zur Aufführung . Dieses Werk , welches bereitsüberall und an den größten Bühnen Stürme der Begeiste¬
rung loslöste , wird sicherlich auch in der prunkhaften Auf¬
führung des Bad . Landestheaters sein Publikum finden . Ge¬
waltige Massenszenen im bunten Wechsel mit ernsten und
auch heiteren Solo - und Duettszenen lassen die Beschauer
dieses Werkes nicht einen Augenblick aus der Spannung .
Generalmusikdirektor Josef Krips , der musikalische und Ober¬
regisseur Otto Krauß der szenische Leiter, haben alle Mittel
in Bewegung gesetzt, um in Karlsruhe diese Oper zu einem
gesellschaftlichen Ereignis zu machen .

Sinfoniekonzerte im Badischen Landesiheatcr . Der Gesamt¬
plan für die 10 Sinfonie -Konzerte wird sicherlich zu den zahl¬
reichen Freunden des vorigen Jahres noch viele neue erwer¬
ben. Das Programm , die Namen der auswärtigen Solisten »
sowie die Gastdirigenten , die man zu gewinnen hofft, sind
sichere Bürgen für hohe künstlerische Leistungen auf dem
Gebiete der Konzertmusik, auf dem die Sinfonie -Konzertedes Landestheaters den festen Fels für das hiesige konzertale xKunstleben sind und bleiben sollen . Klassische und moderne
Musik wird auch in diesem Winter wieder gepflegt werden —
im Programm finden sich die Namen Beethoven, Berlioz ,Brahms , Bruckner, Händel, Haydn, Schumann , Wagner neben
Berg , Braunfels , Casella, Dvorak, Janacek , Korngold, Mahler »Marx , Prokoffief , Richard Strauß und Weingartner . Als
Solisten sind verpflichtet Braunfels , Adolf Busch, Edwin Fischer,Rudolf Hindemith , Alfred Hoehn , Lilli Kraus , Alfred Saal .Die Namen der Gastdirigenten werden, sobald die Verhand¬
lungen abgeschlossen sind, noch bekannt gegeben . Unter Mit¬
wirkung des Bachvereins werden auch große Chorwerke ge¬boten, so das Händelscbe Oratorium „Samson " und das De
Oeum von Bruckner. Ur- und Erstaufführungen enthält das
diesjährige Programm — sie werden zum Teil von den Kom¬
ponisten selbst , zum Teil von den auswärtigen Jnstrumental -
solisten zu Gehör gebracht . Das erste Konzert findet am 3.Oktober in der Festhalle statt . Die vorigjährigen Preise fürdie Platzmiete bleiben unverändert , obwohl dieses Zuge¬
ständnis , hingesehen auf die reichere Zahl der Solisten 'Und
Gastdirigenten recht erschwert wurde.

Börsen und kDSrkte
Wochenrundschau nach dem Stand vom 15. September

Börse . Die Haussebewegung, die Ende der letzten Wochean der Börse einsetzte , war nicht von langer Dauer . Die
neue Woche begann gleich mit einer Tendenzänderung . Das
Geschäft bekam wieder ein stilles Aussehen und die Tendenzwar überwiegend matt . Die schnellen Schwankungen an der
Börse sind ein Zeichen für die anhaltende Unsicherheit , die'
durch das völlige Fehlen des Publikums und die weitgehende
Zurückhaltung der geschwächten Kulisse hervorgerufen ist.Die Spekulation war fast ganz unter sich und nahm neue
Baisseverkäufe vor. Die Börse war vor allem beherrscht von
der Sorge vor einem Abflauen der Jnlandskonjunktur . Die
sich wiederholenden englischen Diskussionen über die deutscheAuslandsanleihenpolitik verstimmten ebenfalls. Dazu gabder Mediotermin , der viel Material herausbrachte. Auchwurden Befürchtungen laut , daß die beträchtliche Erhöhungder Beamtengehälter bei den andern Schichten der Lohn - und
Gehaltsempfänger , der Arbeiter und Angestellten , eine Be¬
wegung zur Erlangung von Zulagen und daher neue wirt¬
schaftliche Unruhe Hervorrufen werde . Die Kursveränderun¬
gen hielten sich aber meist in engen Grenzen . Bankwerte
lagen still, Schiffahrtswerte waren leicht abgeschwächt . Die
Montanwerte gaben etwas stärker nach . Fester lagen die
Aktien der Farbenindustrie . Am Rentenmarkt war die Ten¬
denz behauptet .

Am Geldmarkt hat sich das Angebot weiter verstärkt. Die
Erleichterung beschränkte sich aber lediglich auf Tagesgeld ,während Monatsgeld ziemlich steif war . Für den kommen¬
den Vierteljahresultimo rechnet man mit größeren Anfor¬
derungen an die Reichsbank und die Privatbanken .

Produktenmarkt . Die Jnlandsproduktenmärkte waren im
Gegensatz zu den nachgiebigeren Getreidebörsen des Auslands
behauptet . Das Angebot an Jnlandsweizen hat sich ver¬
mehrt , so daß die Weizenpreise etwas zurückfielen . Die
übrigen Getreidesorten waren im Preis befestigt . Für Rog¬
gen entwickelte sich regeres Auslandsgeschäft. An der Ber¬
liner Produktenbörse notierten Weizen 261 (minus 4) , Rog¬
gen 250 (plus 6 ) , Wintergerste 219 (plus 7 ) , Sommergerste
265 (unverändert ) Hafer 209 (plus 2) Ml je pro Tonne und
Mehl 37 )4 (unv .) Ml pro Doppelzentner.

Ibanbel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

14 . Eept. 15 Echt.
• G-Id Bri«, « ad » ritt

Amsterdam 100 G. 168 .13 168.57 168.24 168,57
Kopenhagen 100 Kr. 112.39 112.60 112,39 112.61
Italien . . 100 L. 22 .85 22 .89 22 .85 22 .89
London - . i Pfd . 20.415 20.455 20.417 20.457
Newyork . 1 D. 4.1975 4.2055 4.1975 4 .2055
Paris . . 100 Fr . 16.46 16.50 16 .46 16.50
Schweiz . . 100 Fr . 80 .965 81 .165 80.98 81.14
Wien 100 Schilling 59.18-' 59.30 59.19 59.31
Prag . 100 Kr. 12.442 12.462 12.442 12.462

Großkraftwerk Mannheim A.-G. Die Generalversammlungunter dem Vorsitz von Oberbürgermeister Dr. Kutzer geneh¬
migte einstimmig die vorgelegte Bilanz und erteilte den Ver,
waltungsmitgliedern Entlastung . Aus dem Reingewinn von
203115 Ml wird auf 150000 Ml Vorzugs- Aktien A eine
Dividende von 10 Prozent , auf 36 000 Ml Vorzugsaktie B
eine srüche von 15 Prctz. und auf 2 Millionen Stammaktien
eine solche von 7 Prozent verteilt, 30 000 Ml werden dem
Wohlfahrtsfonds überwiesen und der Rest 12 715 Ml aufneue Rechnung übertragen .

Rur 50 Proz . Zuteilung auf die deutsche Bankanleihe. Aufdie gestern in Reuyork zur Zeichnung aufgelegten ^ Millio¬
nen Dollar 6 prozentige Treuhändernoten der Deutschen Bank
find laut „Wall Street Journal " insgesamt mehr als 57
Millionen Dollar gezeichnet worden , so daß durchschnittlichnur 50 Prozi zugeteilt werden konnten . In den VereinigtenStaaten allein wurden 46 Millionen Dollar gezeichnet , wäh¬rend sich der Rest auf Holland, die Schweiz , Schweden, Eng-land und Österreich verteilt . Die Zeichnungslrsten konntenbereits eine Stunde nach Eröftnung geschloffen werden.



DZ Bom vberrbein , 9. Sept . Mittwoch mittag 12 Uhr
ist unter Führung von Großrat Wunderlich von Wallbach
da» letzte Floß von Saiseraugst na » BirSfeltz vefüroert wor¬
den. Wegen sas Wafferwerkes Tchworstavt mutz in Zukunst
di« rührige Holzflößerei aus dem Fricktal und dem südlichen
Schwarzwald nach Basel und weiter hinab gänzlich stillgelegt
werden . Es werden mit den Flotzberrchtigten zwecks Ab¬
findung derselben Unterhandlungen gepflogen. Das letzte
Flwß besah eine Lange von 32 Metern und bestand aus 110
Festmetern und zirka 900 Doppelzentnern Holz, das im
Möhliner Forst gefällt worden war .

D .Z . Schwenningen » 10 . September . Der Beschluß des
Gemeinderates -Schwenningen, den Namen der Stadtge¬
meinde in „Schwenningen am Neckar " zu ändern , ist durch
die Entschließurrg des württembergischen Innenministeriums
genehmigt worden.

Verschiedenes
Pläne Könneckes .

Der deutsche Flieger Ksinnecke hat nun endgültig seinen
Ozeanflug aufgegeben und plant einen großen Ostlandstug,
der ihn über ächtvarzes Meer , Kleinasien , Basra , Kalkutta ,
Hongkong, Japan , Sibirien über Rußland zurück , ungefähr
25000 Kn, 'führen wird. Der otact soll dicht bevorstehen.

Hitzewelle in Nentzork
Die Hitzewelle im mittleren Westen Nordamerikas ist nun

auch bis Nentzork vorgedrungen , wo das Thermometer bis zu
82 Grad Celsius stieg , waS einen Rekord für die Ssptember -
temperatur bedeutet.

Staatsanzeiger
Verordnung

(vom 13. September 1927) .
Das Desinfektionsverfahren bei über¬

tragbaren Krankheiten (Destnfektions -
ordnung ) .

Artikel l .
Auf Grund des § 35 des Polizeistrafgesetzbuches wir» die

Anlage 1 (DeSinfektionsamveisung ) der Berorbnung vom
9 . Mai 1911 , das Desinfektionsverfahren bei übertragbaren
Krankheiten (Desinfekttonsordnurrg ) Gesetz , un» Verord¬
nungsblatt Seite 297 ) wie folgt geändert :

In Ziffer - 1 (Seite 303 ) der obengenannten Verordnung
wird hinter ..Diphtherie (Krupp ) " eingeschaltet: „ epidemische
Gehirnentzündung , spinale Kinderlähmung " .

In Ziffer 4 (Gesetz - und Verordnungsblatt Seite 304 ) hin¬
ter „Typhus "

„ Pavatyphus und andere Vergiftungen durch
Nahrungsmittel " .

8 2.
In Ziffer 1a werden hinter die Worte :

„ Auswurf aus Kehlkopf und Lungen " folgende Worte ein¬
gefügt : „bei spinaler Kinderlähmung auch Stuhl und Urin ".

Artikel II .
Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündigung in

Kraft .
Karlsruhe , den 13. September 1927.

Der Minister de» Inner «
R e m m e l e.

Dem bayerischen Landesverband des Kath. Frauenbundes
e . V . und dem Münchener Kath . Frauenbund wurde die Er¬
laubnis zum LosvertrieH in Baden erteilt .

Karlsruhe , den 9. September 1927 .
Der Minister de» Inner «

I . A. : vr . A. Jung .

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen . Zuruhesetzungen usw

brr plinmStzigrn Beamte»
Au» dem Bereich des Ministeriums des Innern

Ernannt :
Ministerialrechnungsrat Franz Müller beim Ministerium

des Innern zum Ministeeialoberrechnungsrat und Ministe¬
rialrechnungsrat Wilhelm Kaus daselbst zum Oberrechnungs¬
rat .

Zuruhegesetzt:
Polizeikommissär Jakob Menzle beim Bezirksamt — Poli¬

zeidirektion — Pforzheim .
Jnsti-ministerium

« ersetzt :
Äie Justizinspektoren Ludwig Zaiß beim Amtsgericht

Pforzheim zum Amtsgericht Breisach, Ludwig Landmesser
beim Amtsgericht Bonndorf zum Amtsgericht Pforzheim un¬
ter Zurücknahme der Versetzung zum Amtsgericht Breisach,

, Kanzlistin Sophie Bollmer beim Notariat Karlsruhe zum
Amtsgericht Donaueschingen ; die Aufseherinnen Wilhelmine
Göbel beim Bezirksgefängnis H in Freiburg zur Frauenstraf¬
anstalt Bruchsal, Luise Seitz bei der Frauenstrafanstalt Bruch¬
sal zum Bezirksgefängnis II in Freiburg .

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Auf Ansuchen enthoben :

Professor vr . Franz Schnabel auf 20 . September 1927 bon
der Führung der Direktionsgeschäfte des Genecallandes .
archivs.

Beauftragt :
Oberarchivrat vr Hermann Bairr am Generallandesacchiv ^

mit Wirkung vom 20 . September 1927 an bis auf weiteres
mit der Führung der Direktionsgeschäfte des Generallandes¬
archivs.

Badisches Landestheater
Spielplan vom 17 . September bis 27 . September 1927

»> Im Landestheater:
Damstag, 17. Setzt . * A 3 . Th .-Gem. 701—800 . Urauffüh.

rung : Treibjagd . Schauspiel von Bernhard Blume . 3— 1034
(5.- ) .

Sonntag , 18. Setzt . * G 2 . Th .-Gem. 801—900 . Aida . Oper
von Verdi . 734—1034 (7.— ).

Montag, 19. Setzt . Keine Vorstellung .
Dienstag, 20. Setzt . * E 3. Th . -Gem. 901—1000 . Florta»

Getzer. Tragödie des Bauernkrieges von Gerhärt Haupt¬
mann . iy *—1034 (5 .— ) .

Mittwoch , 21. Sept . » CB . Th.-Gem. 1 . S .Gr. Fra Diavol»
Komische Oper von Ander . 8—10 )4 . (7 .—) .

Donnerstag, 22. Sept . » 0 3 (Donnerstagmiete) . Th .-Gem.
1101—1200 . Treibjagd . Schauspiel von Bernhard Blume .
8— 10 % . (5 .— ) .

Freitag 23 . Sept . * F 3 (Freitagmiete) . Th ., -Gem. 1001
bis 1100 . Toska . Musikdrama von Puccini. 3 bis n . 10K'#
(7 .- ) .

Samstag . 24 . Setzt . ♦ B 3. Th .-Gem . 1201— 1300 . Biel Lär¬
men nm Nichts . Lustspiel von Shakespeare . 9— 1034 (5 .— ) .

Sonntag , 25 . Sept . Außer Miete (Erstes Vorrecht Miete A ) .
Zum erstenmal : Boris Godnnow. Musikalisches Volks-
»rama von Mussorgskh . 7 bis n . 10 (3.—) .

Montag, 26 . Sept . Volksbühne 1 . Macbeth . Trauerspiel von
Shakespeare . 734—1034 (5 .—) .

Der lV . Rang ist für den allgemeinen Verkauf fretgehalten .
Dienstags 27. Srpt . » A4 . Th .-Gem . 2 . S .Gr . Don Gio¬

vanni. Oper von Mozart. 7 )4 —10 )4 (7 .— ) .
b) Im Stadt . KonzerthauS :

Sonntag , 18. Sept . * Zum ersten Mal : Unsere kleine Frau .
Lustspiel von Avery Hopwood. 7 )4 bis g . 10 (4 .20 ) .

Sonntag , 25 . Setzt . * Unsere kleine Fra» . Lusffpiel von
Avery Hopwood. 7 )4 —10 (4 .20) .

Vorankündigung
Montag , 3. Oktober. In der Festhalle : 1 . Sinfonie -Kouzrrrz

Leitung : Josef Krips . Platzmiete für 10 Sinfonie -Konzerte :
34.—, 30 —, 27 —, 26 .—, 23 .—, 20 .—,20 .—, 17 .— 11 .— Mt .

Borrecht : Bet Mietvorstellungen : Umtausch für Inhaber
von Blockheften jeweils Samstag nachmittags 3 )4 —5 Uhr.
Bei Vorstellungen außer Miete : Vorrecht der Platzmiete mit
15 % Nachlaß auf die Tagespreise jeweils Samstag vormit¬
tags 9 )4 —12 Uhr. Die im Wochenspielplan genannte Abtei¬
lung hat das erste Vorrecht» die übrigen von 10 Uhr ab . Im
ersten Vorecht wird unter den Mietabteilungen abgewechselt .
Allgemeiner Vorverkauf und weiterer Umtausch ab Montag
vormittags .

Programmheft 30 Dauerbezug bei Zustellung im
HauS jährlich 8 JM.

0

Schles . Taschentuch - Unternehmen sucht {
für Baden geeigneten , rührigen , bei guter Detail - |

kundschaft eingeführten |

Angebote , möglichst mit Angabe von Referenzen , |
unter G . 696 an die Expedition der Karlsruher |

Zeitung erbeten |

Die Stelle des

Mklms derMW» SmUalle Sarlsnihe
(Gruppe XII der Besoldungsordnung ) ist neu zu be¬
setzen . 8 .550

Im Museumsbetrieb erfahrene Bewerber werden
ersucht, ihre Bewerbung unter Beifügung ihres Lebens¬
laufes nebst Belegen über Bildungsgang und bisherige
wissenschaftliche Arbeiten bis spätestens 18 . Okt . 1987
schriftlich einzureichen.

Karlsruhe , den 13 . September 1927 .
De» Minister des Kultus und Unterrichts:

Leers .

M MW WdWmrband
lädt seine Mitglieder zu der am Samstag , den
1. Oktober , vormittags 1v Uhr. im Gasthof zum
„Pflug " in Schopfheim stattfindenden

OMA» MMmWl»I««g
ein . Tagesordnung :

„ Forstpolitik und Waldbesitzerverbände" . Vortrag von
Exz . Frhr - v . Stein , Vorsitzender des Reichsforstwirt¬
schaftsrates ; Geschäftsbericht: Kassenbericht vom Jahre
1926 und Mitteilung des Prüfungsergebnisses ; Vor¬
anschlag und Beitragsfestsetznnck für das Jahr 1928 ;
Neuwahl des Ausschusses ; Aussprache über Holzver¬
kauf ; Verschiedene Mitteilungen ; Sonstiges . G .699

MhcSeßte

Herren
Damen - und
Kinder Konfektion
Tischwäsche

Leibwäsche
Bettwäsche

Gardinen , Vorhänge
Hüte , Mützen u .s .w

} Beamte , Festangestellte und alte Kunden ohne jede Anzahlung ]

Deutsche Bekleidungs -Gesellschaft
Ecke Markgrafenstrasse Karlsruhe Kronenstrasse 40

Gleiche Geschäftsstellein S6d *DeatschIand: Mannheim 0 2,2 — Stuttgart , Sehillerstr. 16 697

össentW MmWmlO MmWen).
Bilanz auf 31. ^Dezember 1026 .

« errnöge « . sm
1 . Verwalt ungsgebäude . • 21 700, —
2. Darlehen aus Hypotheken 145 769, —
3 Grundstückskaufgelder • 46 639,01
4 . Darlehen auf Schuld¬

schein . 158 766,31
5 . Guthaben bei Banken,

Girozentralen und beim
Postscheckamt . . . . 22 241,59

6 . Einnahmerückstände . . 23 593,11
7. Kassenvorrat . . . . 5 311,17
8. Gerätschaften . . . . 2 550,—

] Berbtndlichketten . xm
1 . Guthaben der Einleger :

a) Spar - und Depostten-
Einlagen . 340 517,50

b ) Giro-Einlagen . . . 31260,39
2 . Anlehensschulden . . . 33811,23

j 3 . Ausgaberückstände . . 290,23
! 4 . Rücklagen:

Reservefonds . . . ; 20325,60
5 . Reingewinn vom Jahr «

1926 . 1365,24

427 570.19 427 570,19
1 •

Berechnung der Rücklage :
Die gesetzliche Rücklage hat zu betragen :

8 »/. aus 371 777 .89 XM Einlagen .
Sie beträgt auf Schluß des Jahres 1926 . .
Somit zu tvenig .

Kandern . den 13 . September 1927 .
Der Borfttzend « des » ertoaltnngSratsk

Gütz . Bürgermeister .

. . . 29 742 .24 XJt

. . . 21690,84 XM

. . . 8051,40 XM
32.546

Der « efchstftSleiterr
Emil Lais -

Des WiWr MWl
Bon vr . h. c. Friedrich Kewpf

Münsterbaumeister
Mit 274 Abbildungen Preis in Ganzleinen 20 M.

Dieser stattliche, wirklich wundervoll ausgestattete
Band ist das schönste Werk , das bisher über dar
Freiburger Münster erschienen ist . Die Drei-
teilung in Baugeschichte , bildende Kunst und
Malerei hat eine solche Einheittichkeit ermöglicht,
daß der Leser sich ein vollständiges Mld der Ent -
wicklungbiszur gegenwärtigen Gestalt machen kann.

Sehen auch Sie da«. Buch bei Ihre « Buchhändler an

Mag «.tan ffi. tn.b .S., Ma]je (M«t)
1. Karlsruhe. Im
^ verfahren über das
zen der Firma Enge«
in Karlsruhe , Ama-
ße 91. ist zur Prü -
»er nachträglich art¬
eten Forderungen ,
nähme der Schluß-
ra, zur Erhebung

das Verzeichnis der bei der
Verteilung zu berücksich-
ttgenden Forderungen , zur
Beschlußfassung über die
FestsetzungderBergütunHen
und Auslagen der Glau -
bigerausschußmitglieder so¬
wie zur Festsetzung der
Vergütung uno Auslagen
des Verwalters Schluß-

termin bestimmt auf Frei¬
tag , de« 7 . Oktober 1927 ,
vormittags 11 Uhr, vor dem
Amtsgericht Karlsruhe , II .
Stock , Zimmer 150, Aka¬
demiestraße 8. Karlsruhe ,
den 18 . September 1927 .
Badisches Amtsgericht A 4.

L -552 . Karlsruhe. Im
Konkursverfahren über das
Vermögen der Werbekunst
« erkstätte« G m. b. H. Acker¬
mann & Winter in Karls¬
ruhe, ist an Stelle des ins
Ausland verziehendenKon¬
kursverwalters , Bücherre¬
visor A. Münscher hier,
Bücherrevisor Paul Glässer
hier zum Konkursverwalter
ernannt worden. Karls¬
ruhe, den 12. Sept . 1927 .
Gerichtsschreiber Bad - Amts-
gerichts A 8 .
Reckarbischofsheim . 8 .549

Im Konkursverfahren
über das Vermögen des
Schreinermeisters Jakob
Moser in Flinsbach ist
Schlußtermin zur Abnah¬
me der Schlußrechnung
des Verwalters , zur Er¬
hebung von Einwendun¬
gen gegen das Schlußver¬

zeichnis sowie zur Anhö¬
rung der Gläubiger über
die Erstattung der Ausla¬
gen und die Gewährung
einer Vergütung an die
Mitglieder des Gläubiger¬
ausschusses bestimmt ans
Dienstag , den 25 . Oktober
1927, vormittags % 10
Uhr.

Neckarbischofsheim . 15 .9.
1927.

Gerichtsschreiberei des
_ Amtsgericht»_ ^

MteWnliesenlng.
Auf Grund der Verord-

nung des Finanzministe¬
riums vom 27 . Juli 1922
vergeben wir die freie Lie¬
ferung bon 711 Tonnen
Großpflastersteine aus Gra¬
nit nach Bahnhof Niefern
bzw . frei Verwendungs -
stelle zwischen Landstraße 13
und Enzbrücke in Niefern .

Die Bedingungen und
Angebotsvordrucke liegen
auf unserem Geschäftszim-
mer, Schulbergstaffel Nr - 1
in Pforzheim auf und
werden daselbst Angebots-
Vordruckegegen eine Gebühr
von 30 Rps . abgegeben.

Die Angebote sind mit
der Aufschrift „ Pflaster¬
steinlieferung " bis 21. Sep¬
tember 1927 » vormittags 10
Uhr, verschlossen und post-
frei hierher einzujsenden.
Zuschlagsfrist 14 Tage .
Pforzheim , 12 . Sept . 1927 .
Bad . Wasser- und Straßen¬

bauamt. L528

Wisches Landestheeter
Samstag , 17 . Sept . 1927
"A 3 Th -Gern. 701 - 800

Uraufführung

von Bernhard Blume
In Szene gesetzt von

Felix Baumbach
Anja
Ogan
Gogolin
Firks
Smigal
Wuul
Lisaweta
Wankin
Olga
Spuller
Anfang 8
I . Rang

Ermarth
v . d . Trenck

Dahlen
Sckulz-Breiden

Brand
Herz

Bertram
Schulze

Ende 10 ' /.
und I . Sperrsitz
5 xs

So . 18. Sept . : Aid«.
Jm Konzerth . : Zum ersten¬

mal : Unsere «eine Fra «.
Die .20 . Sept - Flmckm Getz«

Druck G. Braun . Karlsruhe
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